
DER VERLEGER HAT DAS WORT

Vertrauensverlust

Bundesrat Ignazio Cassis 
sprach zum vorgesehenen EU-
Anbindungsvertrag: «Sie wis-
sen – und es ist kein Geheimnis 
–, dass wir ein positiv besetz-
tes Wort haben mit ‹bilateralen 
Abkommen›. [...] In der Euro-
päischen Union ist das nicht 
der Fall, weil das suggeriert, 
dass die Schweiz einen Sonder-
status hat.» Das heisst: Brüssel 
verlangt in Zukunft statt Ver-
trägen auf Augenhöhe, dass die 
EU bestimmt, die Schweiz über-
nimmt. Das ist im Sinne der 
EU-Unterwerfungsverträge, also 
das Gegenteil von dem, was der 
Bundesrat nun vorgaukelt. Die 
EU-Verträge sind das Ende von 
bilateralen Abkommen.

Die Ehrlichkeit in der Infor-
mation hat der Bundesrat mitt-
lerweile preisgegeben. Er ver-
sieht die Unterwerfung des 
Landes unter die EU neuer-
dings genau wie die Befürwor-
ter mit dem Gaunerwort «Bila-
terale III». Wenn auch nur in 
Klammern. Die Begründung 
von Cassis für diese Umklam-
merung: Die FDP und die 
Mitte-Partei hätten das in der 
Vernehmlassung so gewünscht. 

Dieser Betrug wird also 
damit begründet, man habe 
ihn der FDP und der Mitte 
abgeschrieben. 

Zu Recht kritisiert sogar die 
«NZZ am Sonntag», dass der 
Bundesrat seine Glaubwürdig-

keit verliert, wenn er es nötig 
hat, zum Gauklerkasten des 
Polit-Marketings zu greifen. So 
verliert er das Vertrauen.

Das Gleiche gilt, wenn der 
Bundesrat bei der Abstimmung 
das Ständemehr ausschalten 
will. Niemand kann bestreiten, 
dass die neuen EU-Verträge die 
Bundesverfassung abändern. 
Eine solche Veränderung darf 
nur mit Zustimmung von Volk 
und Kantonen geschehen. Also 
ändert man den Wortlaut der 
Bundesverfassung nicht, wohl-
wissend, dass das EU-Recht in 
Zukunft über der Verfassung 
stehen wird. So wird die Bun-
desverfassung ausser Kraft 
gesetzt, ohne einen Buchsta-
ben des geschriebenen Rechts 
abzuändern. Ein weiterer 
Vertrauensverlust.

E gfreuti Wuche�  
� Christoph Blocher


